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A N F R A G E von Thomas Müller (EVP, Stäfa) und Ruedi Lais (SP, Wallisellen) 

 
betreffend Verweigerung der Erteilung des Gemeindebürgerrechtes an Kinder von 

Asylbewerbern 
________________________________________________________________________ 
 
 

Wie der Presse entnommen werden konnte, weigert sich der Gemeinderat Wallisellen, drei 
Kindern von abgewiesenen Asylbewerbern das Gemeindebürgerrecht zu erteilen, obwohl ih-
nen bereits die eidgenössische Einbürgerungsbewilligung auf Antrag der Direktion der Justiz 
und des Innern des Kantons Zürich erteilt worden ist. Diese Weigerung begründet der Ge-
meinderat Wallisellen damit, dass die Geschwister O. die Wohnsitzanforderungen nicht er-
füllen würden. Dazu bedient er sich einer ausserordentlich fragwürdigen Argumentation und 
versteigt sich gar noch zur Aussage, dass sich die Familie O. zeitweilig unrechtmässig in der 
Schweiz aufgehalten hätte. Er geht sogar soweit, dass er den Eltern der Geschwister O. un-
terstellt, ihr Asylgesuch missbräuchlich gestellt zu haben. 
 

Der Bezirksrat Bülach hat mittlerweile den Rekurs der Geschwister O. gutgeheissen und das 
Geschäft an den Gemeinderat zum Neuentscheid zurückgewiesen, unter Hinweis darauf, 
dass einzig eine ungenügende Integration der Geschwister O. eine Nichterteilung des Ge-
meindebürgerrechtes begründen könnte, worauf der Gemeinderat Wallisellen seinerseits 
Rekurs an den Regierungsrat erhob. 
 
 

Wir bitten in diesem Zusammenhang den Regierungsrat um die Beantwortung folgender 
Fragen: 
 

1. Wie beurteilt der Regierungsrat das Vorgehen des Gemeinderates Wallisellen, angesichts 
des Umstandes, dass der Gemeinderat im Besitze der Stellungnahme des Regierungsra-
tes zur Anfrage KR-Nr. 420/1997 war, in der unmissverständlich dargelegt ist, dass auch 
Kinder von abgewiesenen Asylbewerbern in den Genuss der Einbürgerung unter erleich-
terten Bedingungen kommen können, sofern die rechtlichen Voraussetzungen erfüllt sind 
und die gesuchstellenden Personen in hohem Masse in die schweizerischen Verhältnisse 
eingegliedert sind? 

 

2. Sind dem Regierungsrat noch weitere Fälle bekannt, in denen Kinder von Asylbewerbern 
auf diese Weise um ihr Recht gebracht worden sind? Wenn ja, wie viele? 

 

3. Wie beurteilt der Regierungsrat den rechtsstaatlich bedenklichen Umstand, dass junge 
Menschen, die einen solchen Entscheid, der in klarem Widerspruch zu der vom Regie-
rungsrat in seiner Antwort auf die oben genannte Anfrage dargelegten Rechtsauffassung 
steht, in Ermangelung eines Rechtsbeistandes akzeptieren müssen und so unter Um-
ständen von Gemeindebehörden vorsätzlich um ihr Recht gebracht werden? 

 

4. Was beabsichtigt der Regierungsrat zu unternehmen, um in dieser und ähnlichen Ange-
legenheiten renitente Gemeindebehörden dazu zu bringen, dass sie zwar selbstverständ-
lich im Rahmen der Gemeindeautonomie die Eignung der Gesuchstellenden zu prüfen ha-
ben, im übrigen aber an das übergeordnete Recht gebunden sind und diesem nach zu 
kommen haben? 

 

 Thomas Müller 
 Ruedi Lais 


